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Bericht
über

die Verhandlungen
des

IV. Landtags des Großherzogthnms Oldenburg.

Dreizehnte Sitzung.

Oldenburg, den 21. Februar 1867 . Morgens 10 Uhr.

Tagesordnung : 1) Zweite Lesung des Gesetzentwurfs, betr. Revision der Artikel 15 und 16 der Deichordnung.
2) Zweite Lesung des Civilstaatsdienergesetzes.
3) Mündlicher Bericht des Verwaltungsausschusses, betr. den Gesetzentwurf, betr. Aushebung des Verbots

des Häuserabbruchs.
4) Mündlicher Bericht des Staatsgutsausschusses, betr. Anlagen bei der alten Burgruine Oberstein.
5) Wahl eines neuen Mitglieds des Ausschusses für Handel und Verkehr.
6) Ansschußbericht, betr. die Krongutscasserechnungenfür 1861/63.
7) Ausschußbericht, betr. den Voranschlag der Ausgaben des Herzogthums Oldenburg.

Vorsitzender:

Am Ministertisch: Minister von Berg  und die Re-
gierungscommissaire Rüder und Mutzenbecher.

Nach Eröffnung der Sitzung durch den Vorsitzenden ver¬
las der Schriftführer Böhmcker  das Protocoll der vorigen
Sitzung. Dasselbe wurde genehmigt.

Vorsitzender : Die Wahlacten über die Neuwahl des
1. Wahlkreises seien eingekommen, erhübe sie derI. Abtheilung
zur Prüfung übergeben.

Berichterstatter Abg. Hnchting: Die Acten in Betreff
der Urwahlen seien bereits bei der Wahl des ausgetretenen Abg.
Oltmanns  geprüft. Im klebrigen ergäben die Wahlacten,
daß 60 Wahlmänncr vorschriftsmäßig geladen seien. Von die¬
sen seien 55 erschienen und hätten mit 48 Stimmen den Raths¬
herrn Anton Schulze  zu Oldenburg gewählt. Es werde
beantragt, die Wahl für gültig zu erklären.

Dieser Antrag wurde angenommen.
Vorsitzender : Es sei ferner eingegangen:
1) Schreiben der Staatsregierung, betr. den Z. 17 des

Voranschlages für das Post- und Telegraphenwesen;
an den Finanzausschuß.

2) Schreiben der Staatsregierung, betr. die Kosten der
Neueinrichtung des Schulgebäudes in Eutin;

an den Finanzausschuß.

Präsident Lentz.

3) Petition aus Neu-Scharrel, betr.Aenderung der Wege¬
ordnung in Betreff der Tragung der Wegelast;

an den Verwaltungsausschuß.
4) Petition des Rechnungsstellers Janssen zu Abbehausen,

betr. Abänderung und Ergänzung des Gebührengesetzes
vom 28. Juni 1858;

an den Pctitionsausschuh.
5) Petition der Schulachten zu Abbehausergroden und

Enjebuhr, betr. Abänderung des Schulgesetzes vom 3.
April 1855 und des Gesetzes vom 22. April 1858,
betr. Tragung der Lasten der Schulachten;

an den Petitionsausschuß.
6) Petition aus Altjührden, betr. Chausseeanlagc von Varel

nach Westerstede:
an den Finanzausschuß.

7) Petition aus Minsen, betr. Chausseeanlage von Wiar-
der-Altendeich bis zum Horumer Wege;

an den Finanzausschuß.
8) Petitionen der Vorstände des landwirthschaftlichen Ver¬

eins
a) zu Oldenburg,
b) zu Cloppenburg,
o) zu Delmenhorst,
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ä ) zu Hooksiel,

e ) zu Berne,
f ) zu Neuenburg,
§ ) zu Jever,

betr . Zwangsvcrsicherung gegen Viehseuchen;
an den Verwaltungsausschuß.

9 ) Petitionen
n ) aus dem Kirchspiel Emstcck,
1>) aus dem Kirchspiel Bakum,
e) ans der Gemeinde Vestrup,

die Revision der Jagdordnung betreffend;
an den Jnstizausschuß.

Vorsitzender: Die Frist zur Einbringung von Anträ¬
gen zur zweiten Lesung folgender Gesetzentwürfe:

1) des Gesetzentwurfs für das Fürstenthum Birkenfeld
wegen Verweisung in eine Besferungs - oder in eine
Zwangsarbcitsanstalt;

2 ) des Gesetzentwurfs , betreffend Regulativänderungen bei
der Landeskasse , beim Staatsministerium und beim Obcr-

schulcollegium in Oldenburg,
werde bis zum künftigen Sonnabend den 23 . d. M -, Mittags
12 Uhr bestimmt.

1. Gegenstand der Tagesordnung.
Der Entwurf erster Lesung , welcher lautet:

„die Revision der in den Artikeln 15 und 16 der
Deichordnung vom 8 . Juni 1855 getroffenen Bestim¬
mungen über die Distriktseiutheilung und die Beitrags-
Verhältnisse des zweiten und dritten Deichbandes soll
erst nach Ablauf des Jahres 1876 vorgeuommen werden,"

wurde auf Antrag der Majorität des Ausschusses auch in zwei¬
ter Lesung angenommen , und wurde damit der Antrag der
Minderheit , diesen Entwurf abzulchnen , wegfüllig.

2 . Gegenstand der Tagesordnung.
Vorsitzender: Der Abg. v. Schrenck habe zur zwei¬

ten Lesung einen genügend unterstützten Antrag gestellt . Außer¬
dem habe der Ausschuß in Art . 26 Z. 2 eine Redactionsün-
dcrung : „Ertraposttape " statt : „taMühige Vergütung, " getroffen.

Wenn gegen letztere Blenderung kein Widerspruch erfolge,
nehme er an , daß sie gebilligt werde.

Es erfolgte kein Widerspruch.
Abg . von Schrenck : Auch sein Antrag sei nur redaktio¬

neller Art . Die Versammlung werde darin einverstanden sein,
daß die Beschränkungen für die Regel des ß . 1 des Art . 26
auch für den ß . 2 desselben zu Raum kommen müßten . Um
jedoch einen : möglichen Mißverständnisse vorzubeugen , stelle er
den Antrag:

„der Landtag wolle beschließen
dem als ß . 2 des Art . 26 angenommenen Zusatze
die Worte nachznfügen : „insofern nicht gegenwärtig
ein Anderes besonders bestimmt ist ."

Reg . - Commissär Mtttzcnbecher : In Z. 1 des Art . 26
sei bereits hervorgehoben , daß Transportkosten , soweit sie über¬

haupt zu vergüten seien , und wenn nicht statt derselben Fourage-
gelder eintreten u . s. w . so und so viel betragen sollten . Er
halte es für nnnüthig , das in Z. 2 zu wiederholen.

Abg . von Schrenck : Er glaube , daß eine Wiederholung
die Sache deutlicher mache . Jemand , der die Landtagsverhand¬
lungen nicht kenne , möchte das Gesetz doch mißverstehen.

Reg . - Commissär Mntzenbecher : Er könne sich dies nicht
denken . Es würde z. B . Niemand , der Fouragcgelder erhalten
hätte , jene Entschädigung noch beanspruchen . Er halte den Zu¬
satz deshalb für überflüssig.

Der Antrag des Abg . von Schrenck wurde abgelehnt.
Der Gesetzentwurf wurde sodann wie aus erster Lesung

hervorgcgangen mit obiger Aenderung angenommen.
3 . Gegenstand der Tagesordnung.
Berichterstatter Abg . V. Schrenck : Der Ausschuß beziehe

sich lediglich auf die Vorlage der Staatsregiernng . Er thcile
vollständig die dort motivirte Ansicht und habe Nichts gegen
den Gesetzentwurf zu erinnern.

Vorsitzender: Der-Llntrag laute:
„der Landtag wolle dem mittelst Schreibens des Groß¬
herzoglichen Staatsministerinms vom 4 . Februar 1866
vorgelegten Gesetzentwürfe sich das Herzogthnm Olden¬
burg , betreffend die Aufhebung des Verbots des Häu¬
serabbruchs , seine Zustimmung ertheilen ."

Der Antrag wurde angenommen.
4 . Gegenstand der Tagesordnung.
Berichterstatter Abg . Huber : Bekanntlich habe der gegen¬

wärtige Landtag in einer frühem Sitzung beschlossen , vom Er¬
löse verkaufter Krongutsländereien die Summe von 4618 Thlr.
zu Promenaden und Garteuanlagen bei der alten Burgruine
in Oberstem zu verwenden . Nach Abrechnung jener Summe
blieben noch ungefähr 151 Thlr . übrig , welche die Staatsre¬
gierung jetzt zum gleichen Zwecke verwenden wolle . Es solle
nämlich noch zur Arrondirung der Anlagen und zur Herstel¬
lung eines Fußweges nach einen : projectirten Pavillon ein
Grundstück angetanst werden . Der Eigenthümer habe dasselbe
früher nur im Zusammenhänge mit einem Hause verkaufen wol¬
len , jetzt jedoch dasselbe allein für die Summe von 189 Thlr.
der Regierung verkauft . Der durch jenen Erlös nicht gedeckte
Rest dieses Kaufpreises solle ans Revenüen der Krongutslände-
reicn in Birkenfeld bezahlt werden.

Der Ausschuß stimme aus den frühem Gründen der
Staatsregiernng bei , der Preis sei zwar reichlich hoch, der Aus¬
schuß sei jedoch der Ansicht , daß cs bei einer so großen Aus¬
gabe auf 50 Thlr . mehr oder weniger nicht ankomme.

Vorsitzender: Der Antrag laute:
„der Landtag wolle sich mit dein Anträge der Staats¬
regierung einverstanden erklären ."

Der Antrag wurde angenommen.
5 . Gegenstand der Tagesordnung.
Vorsitzender: Auf Wunsch des Ausschusses für Handel

und Gewerbe habe er die Wahl eines neuen Mitgliedes dessel-
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ben schon auf die heutige Tagesordnung gesetzt. Er habe sich
erlaubt, dies ohne vorherige Rücksprache mit der Versammlung
zu thun, da er deren Zustimmung vorausgesetzt habe. Wenn
kein Widerspruch erfolge, werde er annehmen, daß die Versamm¬
lung mit seinem Schritte einverstanden sei.

Es erfolgte kein Widerspruch und wurde die Wahl vor-
genommeu.

Vorsitzender: Das Resultat der Wahl sei folgendes:
Der Abg. Oetkcn  II . habe 29, der Abg. Schulze  11 , der
Abg. Janssen  1 Stimme erhalten. Es sei also der Abg.
Oetken  II . gewählt.

6. Gegenstand der Tagesordnung.
Der Antrag des Ausschusses:

„der Landtag wolle sich damit einverstanden erklären,
daß die Krongntscassercchnungen des Hcrzogthnms Ol¬
denburg und der Fürstenthümcr Lübeck und Birkenfeld
für 1861, 1862 und 1863 an Großherzogliche Staats-
regiernng als unbeanstandet znrückgesandt werden."

wurde angenommen.
°7. Gegenstand der Tagesordnung.
Vorsitzender: Die Abstimmung über diejenigen Anträge,

welche mit den Anträgen der Staatsrcgierung übereinstimmtcn
und keinen Widerspruch fänden, werde ausgcsetzt.

Berichterstatter Abg. Paucratz : Antrag 43 sei aus
Versehen in den Bericht ausgenommen und müsse gestrichen werden.

lieber die Ausschußanträgc
Antrag 1:

der Landtag wolle an Fährgeldern und Renten in
Folge der Erwerbung des Gräflich Bentinck'schcn Fa-
milien-Fideicommisses jährlich 6105 Thlr. für 1867/69
bewilligen,

Antrag 2:
der Landtag wolle an Wartegcldern und Pensionen
der Civilstaatsdicner rc. 40,674 hg Thlr. für 1867/69
bewilligen,

Antrag 3:
der Landtag wolle für die öffentliche Bibliothek in Ol¬
denburg für 1867/69 jährlich 4285 Thlr. bewilligen,

wurde die Abstimmung ausgesetzt.
Antrag 4:

der Landtag wolle zu Gehalten der Regierung 17,210
Thlr. für 1867, 17,410 Thlr. für 1868 und 17,970
Thlr. für 1869 bewilligen.

Ministerv. Berg : Zu der Bemerkung des Ausschus¬
ses in Beziehung auf die Unterstützung des einen Regierungs¬
boten habe er hervorzuheben, daß in der dem Finanzausschüsse
mitgetheilten Begründung daraus hingewiesen sei, daß nur eine
bis weiter zu gewährende persönliche Zulage in Frage stehe,
welche wegfallen könne, wenn die Verhältnisse sich günstiger ge¬
stalten sollten.

Die Abstimmung wurde ausgesctzt.

Ebenso über Antrag 5:
der Landtag wolle zu Geschäftskosten der Regierung
für 1867/69 jährlich 4000 Thlr. bewilligen.

Antrag 6:
der Landtag wolle zu Gehalten der Mitglieder der
Aemter, der Amtsauditoren(Amtsassessoren), der Ac-
tnare und der Amtsboten 68,598 Thlr. 20 gs. für
1867, 70,356 Thlr. 20 gs. für 1868 und 71,242
Thlr. 20 gs. für 1869 bewilligen.

Antrag 7:
der Landtag wolle zu Gehalten der Mitglieder der
Aemter, der Amtsauditorcn(Amtsassessoren), der Ac-
tnare und der Amtsboten 68,518 Thlr. 20 gs. für
1867, 70,276 Thlr. 20 gs. für 1868 und 71Z62
Thlr. 20 gs. für 1869 bewilligen.

Ministerv. Berg : Ein Theil des Ausschusses mache
bei der Bewilligung die Bedingung, daß derjenige Beamte,
welcher für den Preußischen Fiskus verwendet werde, an den
zu Gehaltserhöhungen bewilligten Geldern nicht participiren
solle. Er erkläre ausdrücklich, daß dies nicht die Absicht der
Staatsregierung sei, wie denn auch kein Theil des Gehalts je¬
nes Beamten der Landeskasse zur Last falle.

Berichterstatter Abg. Pancratz : Es komme jetzt in
Frage, ob nur Antrag6 zur Abstimmung komme, und Antrag
7 wegfallen könne.

MinisterV. Berg : Er könne nur die Erklärung wie¬
derholen, daß es nicht die Absicht der Staatsregierung sei, dem
betreffenden Beamten Gehaltserhöhung zu geben.

Antrag6 wurde sodann allein zur Abstimmung gebracht
und angenommen,

lieber Antrag 8:
der Landtag wolle zu den Geschäftskosten der Aemter
28,900 Thlr. für 1867 und 28,500 Thlr. jährlich
für 1868 und 1869 bewilligen,

Antrag 9:
der Landtag wolle zur Herstellung und Unterhaltung
der Grcnzzeichen, sowie zur Bezeichnung einer verein¬
barten Landesgrcnze und zur Revision der Landesgrenze
500 Thlr. für 1867 und jährlich 100 Thlr. für 1868
und 1869 bewilligen.

Antrag 10:
der Landtag wolle für das Landdragoner-Corps 25,000
Thlr. jährlich für 1867/69 bewilligen,

Antrag 11:
der Landtag wolle zum Gehalt des Polizei-Expedien¬
ten 250 Thlr. jährlich für 1867 und 1868 und 300
Thlr. für 1869 bewilligen,

Antrag 12:
der Landtag wolle zu den Geschäftskosten 550 Thlr.
jährlich für 1867/69 bewilligen,

Antrag 13:
der Landtag wolle zu Gehalten für das Medicinal-



94

und Veterinairwesen 3698 Thlr. jährlich für 1867/69
bewilligen,

Antrag 14:
der Landtag wolle zur Besoldung verschiedener Hebam¬
men 223 Thlr. 7 gs. jährlich für 1867/69 bewilligen,

Antrag 15:
der Landtag wolle zur Unterhaltung des Hebammen-
Instituts in Oldenburg, sowie zu den Kosten des Un¬
terrichts 1400 Thlr. für 1867 und jährlich 1350
Thlr. für 1868 und 1869 bewilligen, ,

wurde die Abstimmung ausgesctzt.
Antrag 16:

der Landtag wolle für die Jrreicheilanstalt zu Wehnen
zur Deckring des Fehlbetrags an den Einnahmen der
Anstalt 2845 Thlr. für 1867 und 3015 Thlr. jähr¬
lich für 1868 und 1869 bewilligen.

Ministerv. Berg : In dem Ausschußberichte sei her¬
vorgehoben, die Staatsregierung möchte in Erwägung ziehen,
ob nicht die Verwaltung mit dem dazu verwendeten Personale
vereinfacht werden könne. Er wünsche auch, daß dies geschehe,
fürchte aber, es sei nicht möglich, weil die Bevölkerung der
Anstalt in einer Weise zngenommen habe, wie man dies nie
besorgt habe.

In , Jahre 1866 seien 65 Personen neu ausgenommen,
während in den früheren Jahren durchschnittlich 49 ausgenom¬
men wurden. Der höchste Stand der Bevölkerung habe 1866,
86 Personen betragen, jetzt betrage der Stand 82. Die An¬
stalt sei auf weit weniger Kranke berechnet. Im Durchschnitt
seien im Jahre 1866 78 Personen täglich verpflegt und 36
pCt. geheilt entlassen. Dies Verhültniß sei ein sehr günstiges;
daß aber zur Verwaltung einer so bedeutenden Anstalt ein
großes Personal gehöre, werde Jeder cinsehen.

Abg. Ahlhorn : Die Bemerkung in dem Berichte sei
hauptsächlich dadurch veranlaßt, daß die Ockonomie zu viel
koste. Für das Vieh seien 600 Thlr., für Gartenanlagen 200
Thlr., für Ockonomie 200 Thlr. veranschlagt. Er glaube,
daß dies Fach zu beschränken sei. Wie hoch das Wärterper¬
sonal sein müsse, darüber habe er kein Urtheil.

Ministerv. Berg : Es freue ihn, daß der Abg. Ahl¬
horn  speciell angegeben habe, welche Einschränkungen man
im Auge gehabt habe. Er möchte aber darauf Hinweisen, daß
diesen Ausgaben sehr bedeutende Einnahmen der Ockonomie
gegenüber ständen.

Antrag 16 wurde angenommen,
lieber Antrag 17:

der Landtag wolle zu den Geschäftskosten der Medici-
nalpolizei 700 Thlr. jährlich für 1867/69 bewilligen-

und 18:
der Landtag wolle zur Unterstützung von Blinden
500 Thlr. jährlich für 1867/69 bewilligen,

wurde die Abstimmung ausgcsetzt.

Antrag 19:
der Landtag wolle an Zuschüssen zu verschiedenen Ar¬
menfonds und einzelnen Armenanstalteu 2223 Thlr.
15 gs. für 1867 und jährlich 2127 Thlr. 20 gs. für
1868 und 1869 bewilligen.

Ministerv. Berg : Der Ausschuß habe geglaubt, in
dem Berichte ausdrücklich bemerken zu müssen, daß zu dem
Zuschüsse für das Sophienstift in Jever eine rechtliche Ver¬
pflichtung nicht anzuerkennen sei. Er wolle zur Aufklärung
bemerken, daß das Sophienstift als Armen- und Krankenhaus
1804 von der Fürstin Sophie gegründet sei. In der Stif¬
tungsurkunde sei ausgesprochen, daß oie Besoldung des Aufse¬
hers und Unterwärters aus der Kammcrkasse bestritten werden
müsse, so lange dafür keine besondere Fonds beständen. Dem¬
nach müsse diese Ausgabe unzweifelhaft geinacht werden. Mehr
sei bisher nicht bewilligt und von der Staatsregierung nicht
gefordert.

In diesem Budget wünsche nun die Staatsrcgierung über
90 Thlr. mehr verfügen zu können, da das Stift als Kran¬
kenanstalt weiter ausgcbildet werden solle. Es sei dies bereits
ins Werk gesetzt, und die Krankenanstalt werde viel vom Volke
benutzt. Die Zahl der Kranken, die gleichzeitig in der An¬
stalt gewesen, sei bis auf 21 gestiegen.

Die Abstimmung über Antrag 19 wurde ausgesetzt.
Antrag 20:

der Landtag wolle für die Strafanstalt zu Vechta zu
Gehalten, Löhnen und Kleidgeldern 9103 Thlr. 27
gs. für 1867, 9154 Thlr. 27 gs. für 1868 und 9254
27 gs. für 1869 bewilligen.

Ministerv. Berg : Der Ausschuß habe empfohlen,
statt der von der Staatsregierung gewünschten Summe von
360 Thlr. über das Regulativ für Erhöhung der Gehalte ei¬
nes Anstaltsgcistlichen und Lehrers nur 100 Thlr. zu bewil¬
ligen, und im Berichte gemeint, daß die bisherige Anordnung
auch ferner zur Anwendung zu bringen sei.

Er glaube, wenn der Ausschuß die bisherige Einrichtung
sich klar vorgestellt hätte, würde er jene Anträge nicht gestellt
haben. Jetzt sei nur eine provisorische Einrichtung vorhanden,
und drei verschiedene Lehrer ertheilten Unterricht. Die bedeu¬
tende Anzahl der Gefangenen lasse diese Einrichtung jedoch als
unzweckmäßig erscheinen und mache es nothwendig, daß ein
Lehrer besonders zu jenem Zwecke angestellt werde. Kein Leh¬
rer müsse nämlich seine Schüler mehr nach ihrer Individuali¬
tät behandeln und jeden Einzelnen genauer kennen lernen, um
auf ihn cinwirken zu können, als der Lehrer in einer Strafan¬
stalt. Dies sei nicht möglich, wenn der Unterricht durch ein¬
zelne Hülfslehrer crtheilt werde.

Bei dem jetzigen Gehalte von 250 Thlr. scheine es nicht
möglich einen Mann zu finden, welcher der großen Ausgabe
gewachsen sei. Derselbe habe nämlich erwachsene Leute zu un¬
terrichten und könne nur wirken, wenn er sich mit vollem Her¬
zen seinem Berufe hingebe, die Gefallenen aufzurichten. Solche
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Männer seien sparsam gesäet, und er glaube, daß das bean¬
tragte Gehalt von 360 Thlr. nebst freier Wohnung nicht zn
hoch gegriffen sei.

Sollte ein besonderer Lehrer angestellt werden und wür¬
den zur Anstellung des Lehrers die bewilligten 100 Thlr. mit
verwendet, so würden für den Geistlichen nur 450 Thlr. übrig
bleiben. Der frühere Landtag habe anerkanut, daß cs wün-
schenswerth sei, einen besondern Geistlichen für die Anstalt an¬
zustellen, und er spreche seinen Dank dafür aus, daß derselbe
auch die Mittel bewilligt habe. Er hoffe, daß auch der jetzige
Landtag auf die Wünsche der Staatsregiernng cingehen und
die Drittel bewilligen werde, um den Geistlichen der Anstalt zu
erhalten. Es sei damals gelungen, einen Mann zu gewinnen,
der mit ganzer Seele seine Aufgabe erfasse und anerkannt ei¬
nen bedeutenden Einstich habe. Nach einer persönlichen Un¬
terredung mit ihni bezweifele er nicht, daß derselbe der An¬
stalt erhalten werde, wenn die von der Staatsregierung bean¬
tragten Mittel gewährt würden.

Es handle sich ja nur um 260 Thlr. mehr und er ap-
pellire an das Mitgefühl der Versammlung für die unglückli¬
chen Gefallenen und hoffe, daß die Position bewilligt werde.

Abg. Brüder : Er sei in dieser Sache in Uebereinstim-
mung mit der vorn Miniftertisch geäußerten Ansicht. Er wolle
nur erklären, daß er persönlich den Anstaitsgeistlichen kenne.
Derselbe gebe sich ganz seiner Aufgabe hin, und er hoffe, daß
man in dieser Sache nicht knickern werde, damit der Anstalt
ein Mann erhalten werde, welcher die geeignetste Person sei,
seine schwere Aufgabe zn lösen.

Abg. Ahlhorn: Er gehöre zu denen, welche im vorigen
Landtage die Anstellung eines besonderen Geistlichen für die
Anstalt nicht empfohlen hätten. Er sei noch dieser Ansicht und
glaube, daß das jetzige Bedürfnis; nur dadurch hervorgerufen
werde, daß der Geistliche der Gemeinde Vechta erkrankt sei.
Sonst könne dieser die Pflege der Gefangenen mit übernehmen.

Cr kenne den jetzigen Anstaltsgeistlichen freilich nicht, glaube
aber nicht, daß derselbe, wenn er die beantragte Gehaltserhlll
hung erhielte, die Aufopferung besitzen würde, eine sich ihm
darbietende besser dotirte Pfarrstelle ausznschlagcn. Demnach
würde die Gehaltserhöhung nicht ihren Zweck erfüllen, den
Geistlichen der Anstalt zu erhalten.

Er glaube, daß mit dem vom Ausschuß bewilligten Ge¬
halte dem augenblicklichen Bedürfnisse abgeholfen werde. Es
erscheine in der jetzigen Lage allerdings etwas mangelhaft, aber,
wenn der erkrankte Geistliche der Gemeinde wieder hergestcllt
sei, so sei damit diesem Uebelstande abgeholfen.

Ministerv. Berg : Der Abg. Ahlhorn  scheine anzu-
uehmen, daß vorübergehende Verhältnisse den Antrag der Staats¬
regierung hervorgerufen hätten. Dies sei nicht der Fall. Er¬
gebe zu bedenken, daß dem Anstaitsgeistlichennicht nur im
Hauptgebäude der Anstalt, sondern auch im Weibergefängnisse
die geistliche Pflege obliege, und wenn auch der tüchtigste Mann
Geistlicher in Vechta wäre, so würden seine Kräfte doch nicht

für Gemeinde und Anstalt ausreichend sein. Wenn man an¬
erkenne, daß der gegenwärtige Zustand ein mangelhafter sei,
so erwarte er, daß man die Ausgabe von 260 Thlr. nicht
ansehn werde, im Fall dadurch der Mangel beseitigt werden
könne.

Wenn ferner behauptet sei, daß man den jetzigen Geist¬
lichen trotz der Gehaltserhöhung nicht werde halten können, so
bemerke er nochmals, daß er aus einer Rücksprache mit dem
Geistlichen die Uebcrzeugung gewonnen habe, daß derselbe sich
so sehr für sein Amt interessire, daß ein baldiger Wechsel nicht
zu befürchten sei.

Abg. Niebour: Er müsse sich für die Staatsregiernng
erklären. In der Strafanstalt sei so viel Arbeit, nämlich Un¬
terricht und Predigt in beiden Gefängnissen, daß dazu ein ei¬
gener Geistlicher erforderlich und dieser ordentlich zu besolden
sei. Es komme hinzu, daß der Anstaltsgcistlichevom Staate
eingestellt, der Gemeindegeistliche aber von der Gemeinde ge¬
wählt werde. Letztere könne leicht Jemanden wählen, der für
die Anstalt nicht der rechte Mann sei.

Gegen die Behauptung des Abg. Ahlhorn,  daß der
Dienst in der Anstalt vom Geistlichen der Gemeinde nur deshalb
augenblicklich nicht besorgt werden könne, weil derselbe krank sei,
habe er zu erwiedern, daß derselbe sich wegen seiner Krankheit
einen Hülfsprediger halte, und also der Anstaltsgeistliche nicht
für ihn zu arbeiten habe.

Abg. Brockhaus: Er habe im Ausschüsse zwar einen
andern Antrag gestellt, erkläre sich aber jetzt für die Staatsre¬
gierung, da Seelsorge und Unterricht für die Gefangenen sehr
wichtig seien, und er nicht dazu beitragen wolle, daß in dieser
Hinsicht etwas vernachlässigt werde.

Der Antrag des Ausschusses wurde angenommen, der
Antrag der Staatsregierung aber

„an Gehalten, Löhnen und Kleidgeldcrn für die Straf¬
anstalt zu Vechta 9363 Thlr. 27 gs. für 1867, 9414
Thlr. 27 gs. für 1868 und 9514 Thlr. 27 gs. für
1869 zu bewilligen,"

abgelehnt.
Ueber Antrag 21:

der Landtag wolle zu den sonstigen Kosten der Straf¬
anstalt zu Vechta 9800 Thlr. für 1867, 9900 Thlr.
für 1868 und 9450 Thlr. für 1869 bewilligen;

und 22:
der Landtag wolle zu außerordentlichen Verwendungen
und Neubauten 5500 Thlr. für 1867 bewilligen;

wurde die Abstimmung ausgesetzt.
Antrag 23:

der Landtag wolle für die Gefängnißanstalt in Olden¬
burg zu Gehalten, Löhnen und Kleidgeldern rc. 1805
Thlr. für 1867, und jährlich 1840 Thlr. für 1868
und 1869 bewilligen;

und Antrag 24:
der Landtag wolle für die Gefängnißanstalt in Olden-
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bmg zu Gehalt«:, Löhnen und Kleidgeldern re. 1805
Thlr. für 1867, und jährlich 1940 Thlr. für 1868
und 1869 bewilligen.

Ministerv. Berg : Nach den Anträgen des Ausschusses
solle der Airtrag der Staatsregierung zwiefach modificirt werden.

Erstens solle die Zulage von 100 Thlr. für den Jnspec-
tor gestrichen werden. Zur Begründung der Rcgierungsanficht
wolle er der Versammlung den Gcschästsumfang des Inspektors
vorlegen.

Die Gefängnißanstalt in Oldenburg sei Centralcivilstrafgefäng-
nitz,Polizeigcfängniß, Untersuchungsgefängnitz für Schwurgericht
und Obergericht Oldenburg, endlich Schuldgefängnih. Das
Marimum der Bevölkerung, welche überhaupt in den drei letzten
Jahren ausgenommen, habe 593 Köpfe betragen. Diese bedeu¬
tende Anzahl von Gefangenen erfordere einen besonders tüchtigen
Mann zum Jnspeelor der Anstalt, und die Staatsregiernng
sei von Anfang an der Ansicht gewesen, dasz das Gehalt er¬
heblich höher hätte normirt werden müssen, als es normirt sei.
Da der jetzige Jnspector sich bewährt habe und bereits 34
Jahre im Dienst sei, so habe sich die Staatsregiernng für ver¬
pflichtet gehalten, eine Gehaltserhöhung zu beantragen.

Was zweitens die Anstellung eines Hausmeisters anbelange,
so sei dieselbe ein alter Wunsch der Staatsregierung. Die
Aufgabe des Hausmeisters sei: den Jnspcctor zu unterstützen,
und dasz sich viel Beschäftigung für ihn finden werde, ergebe
sich aus der großen Anzahl der Gefangenen.

Er solle dem Jnspector behülflich sein bei der Leitung
der Arbeiten, Buch- und Rechnungsführung, Neberwachung der
Gefangenen und in Verhinderungsfällen denselben vertreten.
Der Ausschuß habe gegen die Anstellung eines Hausincifters
darauf hingcwiesen, daß der Jnspector mehrere Monate zum
Militärdienst beurlaubt gewesen sei. Das sei richtig, aber er
habe den Dienst in Oldenburg und nur stundenweise an: Tage
versehen, so daß keine wesentliche Störung in seinen sonstigen
Geschäften habe eintreten können. Außerdem sei es in den
Sommermonaten geschehen, in denen die Anstalt weniger be¬
völkert sei.

Er glaube, daß für die Anstalt ein sehr großer Werth
darauf zu legen sei, daß ein Vertreter, der vollständig die Ver¬
waltung kenne, vorhanden sei. Wennz, B. in: Jnspectoramte
eine Pcrsonenveränderung Vorkommen sollte, so würde man mit
den: Nachfolger gewiß erst viele nachtheilige Erfahrungen
machen, bis derselbe sich in seine Geschäfte hineingelebt habe.

Dies sei der wesentliche Grund des Wunsches der Staats¬
regiernng.

Auch stehe zur Erwägung, ob cs sich nicht empfehle, in
der Anstalt eine Beköstigung der Gefangenen ans der Anstalt
selbst, wie dies in Vechta mit Erfolg geschehe, einzurichten.
Nach einem ungefähren Ueberschlage müsse der Lieferant jährlich
500 bis 600 Thlr. verdienen, und es lasse sich nicht bezweifeln,
daß durch eine Selbstbeköstigungder Anstalt bedeutende Erspar¬

nisse gemacht werden könnten. Ohne Anstellung eines Haus¬
meisters sei aber an eine derartige Einrichtung nicht zu denken.

Abg. Ahlhorn: Die Mehrheit des Ausschusses habe in
! Anbetracht der 100 Thlr. Zulage geglaubt, daß der Jnspector

mit 700 Thlr. Gehalt, freier Wohnungu. s. w. bereits andern
Leuten seines Standes gleich gestellt sei. Daß er ein tüchtiger
Mann sei, solle nicht bezweifelt werden.

Auf diesen Punkt lege die Majorität aber nicht das Ge¬
wicht, welches sic auf Ablehnung der Anstellung eines Haus¬
meisters lege. Man müsse sich hüten, neue Beamte anzustellen,
wo nicht ein dringendes Bedürfniß vorliege. Das Motiv, daß
durch die Stelle neue Kräfte zun: Jnspector herangebildet wer¬
den sollten, sei nicht durchschlagend. Wenn zu diesem Zwecke
eigens Beamte angestellt werden: sollten, dann höre Alles auf.
Außerdem stehe der jetzige Jnspcctor noch in seinen besten Jahren
und es sei anzunehmen, daß bis zu der Zeit seines Abganges
die allgemeine Gesittung und Bildung sich so ausgebxeitet haben
werde, daß nur noch eine weit geringere Anzahl von Gefange¬
nen die Anstalt bevölkern werde. Auch die Zahl der Schuld¬
gefangenen werde sich nicht vermehren. Er hoffe, daß der
Landtag den Antrag der Staatsregiernng nicht annehmcn werde.

Ministerv. Berg : Der Abg. Ahlhorn  mißverstehe
ihn gänzlich, wenn er glaube, die Staatsregiernng wolle Leute
zu Inspektoren Heranbildei:. Er müsse in die Verwaltung der
Anstalt keinen Einblick Habei:, sonst würde er die Bemerkung
nicht gemacht haben. Es handele sich um eine,: großen Haus¬
halt, um eine große Verwaltung und Rechnungsführung. Des¬
halb wünsche die Staatsregiernng zu derselben zwei Männer.
Auch halte sie dies, wie bereits betont sei, in finanzieller Hin¬
sicht für vortheilhaft.

Was die Meinung betreffe, daß die Zahl der Bevölkerung
der Anstalt sich künftig mindern werde, so wolle er diese Hoff¬
nung Heilen, glaube aber kann! an deren Erfüllung, da es sich
in allen Ländern gezeigt habe, daß mit der weitern Ausbildung
eines Volkes auch die Zahl der Vergehen zunehme.

Antrag 23 wurde angenommen, Antrag 24 dagegen ab¬
gelehnt und damit auch der weiter gehende Antrag der Staats¬
regierung wegfällig.

Heber Antrag 25:
der Landtag wolle zu sonstigen Verwaltungskosten der
Gefängnißanstalt in Oldenburg für 1867/69 jährlich
3300 Thlr. bewilligen,

Aistrag 26:
der Landtag wolle zu Gehalten der Strafanstalt zu
Jever, der Obergcrichts- und Amtsgcfängnisse jährlich
2136 Thlr. für 1867 und 1868 und 2186 Thlr.
für 1869 bewilligen,

Antrag 27:
der Landtag wolle zu den Geschäftskosten der Strafanstalt
zu Jever, Obergerichts- und Amtsgefängnisse pro 1867,
1868 und 1869 jährlich 3900 Thlr. bewilligen.
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Antrag 28:
der Landtag wolle zu den Geschäftskosten der Ablösungs¬

behörden für die Jahre 1867 und 1868 jährlich 412

Thlr . und für 1869 496 Thlr . bewilligen,

Antrag 29:

der Landtag wolle als Zuschuß zu den Kosten der Land-

wirthschaftsgcsellschaft für 1867/69 jährlich 1500 Thlr.

bewilligen,
Antrag 30:

der Landtag wolle den Zuschuß zu den Kosten der

Privat -Ackcrbauschule zu Neuenburg pro 1867/69 mit

jährlich 1330 Thlr . bewilligen,

Antrag 31:

1) der Landtag wolle sich mit der Annahme der

Schenkung der Zeteler Gemeinheits - Interessenten

unter den im Schreiben der Staatsregierung vor¬

gelegten Bedingungen einverstanden erklären,

2 ) der Landtag wolle seine Zustimmung dazu geben,

daß die von den Unternehmern der Ackerbanschule

eingehenden Gewinnantheile und sonstigen Erspar¬

nisse auf die Melioration jenes geschenkten Landes
verwendet werden,

Antrag 32:

der Landtag wolle für die Einrichtung und Erhaltung

einer Ackerbauschule in Cloppenburg für die Finanzpe¬

riode 1867/69 bewilligen:

1) für Fortführung des Wirthschastsbetriebes bis

zum 1. April 1867 62 Thlr . 15 gs.

2 ) zu generellen Einrichtungskosten pro 1867 100
Thlr.

3 ) für die Zeit vom 1 . April 1867 bis dahin 1868

1000 Thlr . und 100 Thlr . 1100 Thlr.

4 ) für die gleiche Zeit 1868/69 1000 Thlr . und 100
Thlr . 1100 Thlr.

5 ) für die gleiche Zeit 1869/70 1000 Thlr . und

100 Thlr . — 1100 Thlr.

und außerdem zu der im vorerwähnten Schreiben ent¬

haltenen Versicherung einer event . Entschädigung bis

zum Betrage von 1200 Thlr . seine Zustimmung er-
theilen.

Antrag 33:

der Landtag wolle zu Stipendien für Unbemittelte,

welche landwirthschaftliche Lehranstalten besuchen wollem

pro 1867/69 jährlich 300 Thlr . bewilligen,
wurde die Abstimmung ausgesetzt.

Antrag 34:

der Landtag wolle zur Beförderung der Pferde - und

Rindviehzucht , insbesondere zu Prämien für Hengste,

Stuten und Stiere pro 1867/69 jährlich 5,500 Thlr.

bewilligen.
Abg . Brader : Er sei der Meinung , daß die Hcngst-

köhrung lange genug unterstützt sei. Ein Institut , was solange

Berichte . XV . Landtag.

Unterstützung genossen , müsse sich endlich selbst helfen . Für die

Prämiirung der Stiere möge noch etwas verwandt werden , er

werde aber aus dem angegebenen Grunde gegen den Antrag

34 stimmen.

Abg . Ahlhorn : Er könne hinzufügen , daß bei der Prä-

mienvertheilung die bewilligte Summe in der Regel nur zur

Hälfte oder zu zwei Drittel ausgcgcben werde . Die Bewilli¬

gung entspreche nicht der Ausgabe . Hierauf mache er auf¬
merksam.

Abg . Brörmaun : Auch er werde nicht für den Antrag

stimmen . Die Prämiirung der Hengste sei nicht mehr nöthig.

Die Ausgabe sei bedeutend , und das Geld könne zu bessern

Zwecken verwandt werden . Die Pferdezüchter wissen recht gut , daß

nur die besten Pferde ihr Futter und ihre Pflege am besten bezahlen.

Reg . - Commissair Rüder : Daß die Pferdeköhrung noch

beizubehalten sei, ergebe sich daraus , daß in dem durch seine

Bodenverhältnisse begünstigten Jeverland noch jetzt bis zur

Hälfte der vorgcstellten Hengste abgeköhrt werden müsse . In

Butjadingen habe zur Zeit die Pferdezucht des Landes den

höchsten Standpunkt und sei diese Gegend die Bezugsquelle

guten Züchtungsmaterials und somit die Stütze für das übrige

Land . Fiele die Köhrung weg , so würde das Ausland binnen

Kurzem durch Zulage an den Preisen uns das Beste und das

Gute entziehen , und so der Verfall der hiesigen Pferdezucht

rasch hcrbcigeführt werden.

Abg . Brörmaim : Er habe nicht gesagt , daß die Köh¬

rung aufgehoben werden solle , sondern nur die Prämienver-

theitung.
Reg . - Commissair Rüder : Wenn nur gcköhrt und nicht

prämiirt werden solle , so hieße das so viel , als die Köhrung

auch aufheben.

Abg . Brader : Er meine gehört zu haben , daß in Han¬

nover keine Prämien gegeben würden.

Reg .-Commissair Rüder : Wenn das richtig sei, so hätten

doch die Staaten , welche nicht Prämien vertheilten , Landesge¬

stüte . Zu diesen müßten noch ganz andere Mittel bewilligt

werden , als zu nnsern Prämien.

Antrag 34 wurde angenommen.

Die Abstimmung über Antrag 35:

der Landtag wolle zur Beförderung von Drainirung

und Bcrieselungsarbciten , zur Unterstützung unbemittelter

kleiner Grundbesitzer bei besserer Einrichtung ihres Land¬

wirtschaftsbetriebes , zur Beförderung von Verkoppelun¬

gen und Wirthschaftsregulirungen re. für 1867/69

jährlich 700 Thlr . bewilligen,

Antrag 36:
der Landtag wolle zu Gehalt und Reisevergütuug des

Gemciuhcits - Commissairs für 1867/69 jährlich 1490

Thlr . bewilligen,

Antrag 37:

der Landtag wolle zur Anlage und Unterstützung von

13
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Colonien 5790 Thlr . für 1867 , 2600 Thlr . für 1868

und 2770 Thlr . für 1869 bewilligen,

Antrag 38:

der Landtag wolle zur Untersuchung der Gemcinheits-

und Markenverhältnisse behuf planmäßiger Ausweisung

für 1867/69 jährlich 50 Thlr . bewilligen,

Antrag 39:

der Landtag wolle zur vorschuszweisen Bestreitung der

Kosten der Gemcinheits - und Markentheilungcn , auch

Moorregulirnngen rc., für 1867/69 jährlich 3000 Thlr.

bewilligen,

wurde ausgesetzt.

Abg . Russell : Bei Gelegenheit der Kosten für Marken-

theilungen wolle er darauf aufmerksam machen , daß dem letzten

Landtage ein Markengesetz Vorgelegen habe , welches der Staats¬

regierung zur Ergänzung in Bezug auf die Theilungsgrnnd-

sätze zurückgegeben sei. Dieselbe habe versprochen , dasselbe diesem

Landtage vorzulegen.
Er erlaube sich die Frage an die Staatsregierung zu stellen,

ob die Vorlage dem nächsten außerordentlichen Landtage gemacht
werde.

Minister V. Berg : Er bedauere , daß es nicht möglich

gewesen sei, diesem Landtag das Gesetz vorzulegen . Es sei so¬

fort , nachdem das Gesetz an die Staatsregierung zurückgelangt

sei , das Erforderliche zur Ausarbeitung verfügt , aber die Ucber-

häufung mit sonstigen Geschäften habe die Arbeit nickst zum

Abschluß gelangen lassen . Er hoffe es zu ermöglichen , daß im

nächsten Herbst dem Landtage die Vorlage gemacht werde.

Antrag 40:
der Landtag wolle zur Vorbereitung der dem Staate

zufallenden Gemeinheits - und Markenantheile bchns

deren Benutzung und Nebergang zur Cultur 2620 Thlr.

für 1867 , 1720 Thlr . für 1868 und 1600 Thlr . für

1869 bewilligen.

Abg . Bruder : Er bedaure , daß im Z. 38 des Voran¬

schlags die Staatsregierung nicht mehr Mittel in Aussicht ge¬

nommen habe . Unsere Moore würden einen großen Ertrag

liefern , wenn was dafür geschehe. Die beantragten Summen

seien jedoch so klein , daß wenig damit auszurichten sei. Er¬

hoffe , daß die Staatsregierung in der nächsten Finanzperiode

diesen Zwecken größere Summen , welche sich mit Zinsen und

Zinseszinsen erstatten würden , zuwenden werde.

Berichterstatter Abg . Pancratz Er sei nicht der Mei¬

nung , daß ein besonderer Grund vorliege , die veranschlagten

Summen als zu beschränkt anzusehen . Diese Gelder seien al¬

lerdings wohl angewcndet.
In jedem Jahre würden die Aemter aufgefordert , mit

technischen Beamten zu untersuchen , was geschehen könne und

darüber zu berichten . Hiernach würden die Anschläge gemacht,

welche also wohl angemessen sein würden.

Minister V. Berg : Eine Steigerung der Ausgaben des

Z. 38 sei nur gerechtfertigt , wenn dadurch erreicht werde , daß

mehr Land in Privathände übergehe , und so der Staat direc-

ten Ersatz für seine Ausgaben erhalte . In früheren Landtagen

seien wohl bedeutendere Summen in den Voranschlag ausgenom¬

men , da aber nicht nachgewiesen sei , daß dadurch mehr Land

in den Privatbesitz übergegangen und der Cultur gewonnen

sei, so müsse nian die Ausgabe beschränken.

Abg . Brader : Er beharre bei seiner Ansicht . Nach

dem Urtheile der Leute , welche im Moore wohnten , wie denn

auch er die Gegend wohl kenne, glaube er , daß der Staat zu

dem gedachten Zwecke sein Geld gut anwende . Für die Moore

müsse aber lange vorher etwas geschehen , ehe sie nutzbar wür¬

den . Die Abwässerung müsse besorgt werden und das Moor

sich dadurch erst senken. Deshalb käme der Ertrag nicht schon

in den nächsten Jahren , aber die Erfahrung lehre , daß der

Staat die Moore zu einer bedeutenden Erwerbsquelle machen
könne.

Berichterstatter Abg . Pancratz : Die Verwendungen

könnten auch die Nutzbarmachung herbeiführen , z. B . durch Ge¬

winnen von Torf und Buchweizen . Daß durch größere Aus¬

gaben stets die wirkliche Cultur herbeigeführt werde , sei sehr

zu bezweifeln . Die Cultur gehe sehr langsam vorwärts , und

man sehe an den Mooren , besonders auch in Zwischenahn , daß

die Vorbereitungen dazu wenig nützen . Es seien Wege geschaf¬

fen , Land an Private übergeben , aber damit sei noch keine

wirkliche Cultur herbeigeführt.

Antrag 40 wurde angenommen.

Die Abstimmung über Antrag 41:

der Landtag wolle für den Hunte -Ems -Canal 12,900

Thlr . für 1867 , 12,500 Thlr . für 1868 und 10,600

für 1869 bewilligen.

Antrag 42:

der Landtag beschließe , die Position ß . 8 des Voran¬

schlags der Einnahmen für 1867 um 800 Thlr . , sür

1868 um 2000 Thlr . und für 1869 um 2500 Thlr.

zu erhöhen,
Antrag 44:

der Landtag wolle an Zuschuß für den Gewerbe - und

Handelsvercin , für die Gewerbeschule in Oldenburg

und zur Förderung der Leinen -Industrie für 1867/69

jährlich 645 Thlr . bewilligen.

Antrag 45:

der Landtag wolle die Gehalte der Weg - und Was-

serbau -Dircction mit 5570 Thlr . für 1867 , 5670

Thlr . für 1868 und 5720 Thlr . für 1869 bewilligen,
wurde ausgesetzt.

Antrag 46:

der Landtag beschließe , die Staatsregierung zu ersuchen,

sie möge in Erwägung ziehen , ob nicht die Directio-

nen für den Weg - und Wasserbau und für das Hoch-

bauwcscn in eine Dircction zusammenznziehen , oder

doch sonst die Organisation zu vereinfachen sei,

wurde angenommen.



99

Ebenso Antrag 47:
der Landtag wolle zu den Geschäftskosten der Weg-
und Wasserbau-Dircction sür 1867/69 jährlich 1510
Thlr. bewilligen.

Die Position der Staatsregierung unter K. 42 wurde
abgelehnt.

Die Abstimmung über Antrag 48:
der Landtag wolle für die Bezirksosficialen des Weg-
und Wasserbau's an Gehalten 9370 Thlr. für 1867,
9530 Thlr. sür 1868 und 9730 Thlr. sür 1869 be¬
willigen,

Antrag 49:
der Landtag wolle zu Geschäftskosten der Bezirks-Of-
ficialen 1690 Thlr. für 1867 und jährlich 1650 Thlr.
für 1868 und 1869 bewilligen,

Antrag 50:
der Landtag wolle zur Instandhaltung und Vermeh¬
rung von zum Uferschutz und zur Beförderung des
Anwachses dienenden Schlengen und Uferwerken 11,225
Thlr. für 1867, 13,700 Thlr. für 1868 und 12,500
Thlr. für 1869 bewilligen,

wurde ausgesetzt.
Antrag 51:

der Landtag wolle zur Erhaltung des Durchschlags
nach den Oberahnischen Feldern und zur Förderung
des Anwachses bei demselben 9200 Thlr. für 1867,
9500 Thlr. für 1868 und 9300 Thlr. für 1869 be¬
willigen.

Abg. Ahlhorn: Einem Theif des Ausschusses sei es
zweifelhaft, ob die Ausgabe der beantragten großen Summen
zweckmäßig sei. Für den Durchschlag sei schon sehr viel aus-
gegeben, und man könne deshalb nicht wohl damit aufhören,
den Erfolg aber bezweifele er sehr. Dies Bedenken fei schon
im Ausschüsse zur Sprache gebracht, in den Bericht aber nicht
ausgenommen. Hier habe er es vorgebracht, weiter im Grunde
mit der Position nicht einverstanden sei.

Die Abstimmung über Antrag 51 wurde ausgesetzt.
Ebenso über Antrag 52:

der Landtag wolle zur Begrüppung des Schlickwatts
an den Jade- und Seeküsten für 1867/69 jährlich
5300 Thlr. bewilligen.

Antrag 53:
der Landtag wolle zur Erhaltung der Insel Wange¬
rooge und des dortigen Kirchthurms 1910 Thlr. für
1867 und jährlich 900 Thlr. für 1868 und 1869
bewilligen.

Minister v. Berg : Der Ausschuß habe empfohlen,
die Staatsregierung möge darauf hinwirken, mit den benach¬
barten intcrcssirteu Staaten eine Verständigung herbeizuführen,
nach welcher die Kosten der Erhaltung des Kirchthurms und
Leuchtthurms zu Wangerooge gemeinschaftlich regulirt würden.

Verhandlungen seien schon sehr lange gepflogen und es

liege der Preußischen Regierung eine Präposition vorüber die
Vertheilung der Kosten zur Sicherheit der Oldenburgischen
Seezeichen.

Die Vereinigung darüber sei noch fraglich, er hoffe je¬
doch, daß dem nächsten Landtage die Vorlage gemacht werden
könne. Die der Landeskasfe zur Last fallenden Kosten würden
sich aber seiner Meinung nach nicht vermindern. Es komme
daraus an, die Seezeichen zu sichern, und dies werde nicht uner¬
hebliche Ausgaben Hervorrufen.

Die Abstimmung über Antrag 53 wurde ausgesetzt.
Ebenso wurde über Antrag 54:

der Landtag wolle zur Unterhaltung der Ellenserdam¬
mer Siele und Sieltiefe sür 1867/69 jährlich 300
Thlr. bewilligen,

Antrag 55:
der Landtag wolle zu Wasserstandsbeobachtungen und
zu Untersuchungen über die Veränderungen des Fahr¬
wassers, der Ufer und Inseln in der Weser 250 Thlr.
sür 1867, 350 Thlr. für 1868 und 550 Thlr. für
1869 bewilligen,

Antrag 56:
der Landtag wolle zu Untersuchungen und Regulirnn-
gen in Betreff der Abwässerungsverhältnissedes,Lan¬
des und zu den Kosten der dieserhalb erforderlichen
Nivellirungen rc. 1500 Thlr. für 1867, 1500 Thlr.
für 1868 und 500 Thlr. für 1869 bewilligen,

Antrag 57:
der Landtag wolle zu den Geschäftskosten der Schiff¬
fahrtscommission pro 1867/69 jährlich 100 Thlr. be¬
bewilligen,

Antrag 58:
der Landtag wolle für die Navigationsschule zu Els¬
fleth 2075 Thlr. jährlich für 1867 und 1868 und
2125 Thlr. für 1869 bewilligen,

Antrag 59:
der Landtag wolle den Zuschuß an die Lootsengesell-
schaft zu Fedderwarden mit 344 Thlr. 14 gs. für
1867, 326 Thlr. 29 gs. für 1868 und 309 Thlr.
14 gs. für 1869 bewilligen,

Antrag 60:
der Landtag wolle zur Unterhaltung des Leuchtfeuers
in Wangerooge für 1867/69 jährlich 1125 Thlr. be¬
willigen,

Antrag 61:
der Landtag wolle zu den Ausgaben der Hasenanstalt
zu Elsfleth 6150 Thlr. für 1867 und 4650 Thlr.
für 1868 bewilligen,

die Abstimmung ausgcsctzt.
Antrag 62:

der Landtag wolle zu den Ausgaben für die Hafenan¬
stalt zu Brake 8050 Thlr. für 1867, 4000 Thlr. für
1868 und 2950 Thlr. für 1869 bewilligen.
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Antrag 63:
der Landtag wolle zu den Ausgaben der Hafenanstalt
zu Brake 11,050 Thlr. für 1867, 6300 Thlr. für
1868 und 2950 Thlr. für 1869 bewilligen.

Abg. Ahlhorn: In Beziehung auf die Krahnanlage in
Brake fei der Ausschuß getheilter Ansicht. Die Majorität
wolle die Position ablehnen, die Minorität empfehle die An¬
nahme. Er gehöre zur Mehrheit. Im Berichte sei nicht be¬
merkt, daß bereits4 Krahne in Brake vorhanden seien. Er
glaube nicht, daß das Bedürfnis; so dringend sei, dazu noch
einen größeren anzulegen.

Berichterstatter Abg. Pancratz : Die Minderheit habe
geglaubt, die Anlage eines Krahns zur Hebung größerer La¬
sten empfehlen zu müssen, weil die Regierung dieselbe für drin¬
gend nöthig halte, und auch das Amt, welchem die Verhältnisse
bekannt seien, die Anlage befürworte.

Abg. Strackerjan I : Das Bedürfniß der Anlage habe
sich mehrfach hcrausgestellt, da Schiffe nicht hätten löschen kön¬
nen, weil ein größerer Krahn fehle.

Antrag 62 wurde angenommen, Antrag 63 abgelehnt.
Die Abstimmung wurde ausgesetzt über Antrag 64:

der Landtag wolle für die Hafenanstalt zu Großensiel
125 Thlr. für 1867 bewilligen.

Antrag 65:
der Landtag wolle für die Hafenanstalt zu Fedderwar¬
dersiel 400 Thlr. für 1867 und 325 Thlr. jährlich
für 1868 und 1869 bewilligen.

Antrag 66:
der Landtag wolle für die Hafenanstalt zu Varel
jährlich 386 Thlr. für 1867/69 bewilligen.

Antrag 67:
der Landtag wolle für die Hafenanstalt zu Hooksiel 53
Thlr. für 1867 und 133 Thlr. für 1868 bewilligen.

Antrag 68:
der Landtag wolle für die Hafenanstalt zu Ochtum
757 Thlr. für 1867, 582 Thlr. für 1868 und 207
Thlr. für 1869 bewilligen.

Antrag 69:
der Landtag wolle für die Hafenanstalt zu Dedesdorf
58 Thlr. für 1867, 48 Thlr. für 1868 und 43 Thlr.
für 1869 bewilligen.

Antrag 70:
der Landtag wolle zur Anlegung eines Lösch- und
Ladeplatzes zu Bardenfleth 1625 Thlr. für 1868 be¬
willigen.

Antrag 71:
der Landtag wolle zur Erhaltung und Verbesserung
der Schifffahrt auf der Hunte pro 1867/69 jährlich
1600 Thlr. bewilligen.

Der Antrag 72:
der Landtag wolle zur Erhaltung und Verbcsterung
der Schifffahrt auf der Weser, einschließlich der Hunte¬

mündung rc., 15,225 Thlr. für 1867, 7900 Thlr.
für 1868 und 13,500 Thlr. für 1869 bewilligen,

wurde angenommen.
Die Abstimmung wurde ausgesetzt über Antrag 73:

der Landtag wolle zur Verbesserung der Schifffahrt
auf dem Aper Tief 1750 Thlr. für 1867,1850 Thlr.
für 1868 und 800 Thlr. für 1869 bewilligen.

Antrag 74:
der Landtag wolle zur Verbesserung der Schifffahrt
auf der Sagter Ems für 1867/69 jährlich 300 Thlr.
bewilligen.

Antrag 75:
der Landtag wolle zur Verbesserung der Soeste 100
Thlr. jährlich für 1867/69 bewilligen.

Antrag 76:
der Landtag wolle zur Unterhaltung des Schifffahrts-
Canals am Drehschiot und der Canalbrücke daselbst
100 Thlr. für 1867 und jährlich 50 Thlr. für 1868
und 1869 bewilligen.

Antrag 77:
der Landtag wolle zur Ablösung des Brunshauser oder
Stader Zolls 7840 Thlr. für ' 1867, 7560 Thlr. für
1868 und 7280 Thlr. für 1869 bewilligen.

Antrag 78:
der Landtag wolle zur Ablösung des Scheldezolls 6100
Thlr. für 1867, 6300 Thlr. für 1868 und 6500
Thlr. für 1869 bewilligen.

Angenommen wurde Antrag 79:
der Landtag wolle zu verschiedenen Ausgaben im In¬
teresse der Schifffahrt 750 Thlr. für 1867, 650 Thlr.
für 1868 und 450 Thlr. für 1869 bewilligen,

lieber Antrag 80:
der Landtag wolle an Vergütung der Wegewärter und
Weggeldserheber 9177 Thlr. für 1867, 9088 Thlr.
für 1868 und 8988 Thlr. für 1869 bewilligen,

wurde die Abstimmung ausgesetzt.
Antrag 81:

der Landtag wolle zur Erhaltung der Staatswege und
ihrer Bermen einschließlich der in den Zügen rc. 64050
Thlr. für 1867, 56,635 Thlr. für 1868 und 58,925
Thlr. für 1869 bewilligen.

Abg. Ahlhorn: Im Ausschußbericht sei kurz bemerkt,
daß bei Auswahl des Materials für Straßenbauten mit grö¬
ßerer Vorsicht verfahren werden müsse. Wenn man die Klin-
kerchansseen befahre, so bröckelten die Steine weg und es seien
fortwährend Reparaturen nöthig. Die Steine müßten besser
ausgesucht, und die verschiedenen Sorten an geeigneten Stel¬
len gelegt werden.

Die Staatsregierung müsse Schritte thun, um sich gutes
Material zu sichern, und der Landtag würde darauf hinzie¬
lende Verträge gern genehmigen.

Er gebe der Staatsregierung anheim, in den nächsten
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Jahren nur gute Steine zu kaufen. Wenn diese nicht genü¬
gend vorhanden sein sollten, so sei es besser zu warten. Der
Chausseebau würde dadurch nicht sehr verzögert, da der Weg¬
körper ja fertig gemacht werden könne.

MinisterV. Berg: Vor längerer Zeit sei die Verfü¬
gung erlassen, von gewissen Ziegeleien keine Steine zu kaufen,
da die Erfahrung lehre, dasz dieselben nicht hielten. Daß die
Staatsregierung auch Ziegeleien benutzt habe, deren Steine
schlecht seien, rühre daher, weil die Chausseen sehr rasch gebaut
worden seien, und man noch nicht die geringe Haltbarkeit der
Steine in Erfahrung gebracht habe. Jetzt habe man die Er¬
fahrung gemacht und werde darauf Rücksicht nehmen.

Die Abstimmung über Antrag 81 wurde ausgesetzt.
Ebenso über die Anträge:

Nr. 82:
der Landtag wolle zur Vollendung der Chaussee von
Jever nach Horumersiel 33,200 Thlr. für 1867 be¬
willigen.

Nr. 83:
der Landtag wolle zur Vollendung der Chaussee in
Landwührden 22000 Thlr. für 1867 und 15000
Thlr. für 1868 bewilligen.

Nr. 84:
der Landtag wolle zur Weiterführung der Chaussee
von Nenenburg und Grabstede nach Westerstede 20,000
Thlr. für 1867, 15000 Thlr. für 1868 und 10,OM
Thlr. für 1869 bewilligen.

Nr. 85:
der Landtag wolle zur Anlegung einer Chaussee von
Ellwürden nach Nordenhamm 20,OM Thlr. für 1867
und 7900 Thlr. für 1868 unter der Bedingung be¬
willigen, daß die Gemeinde Atens die Grundentschä¬
digung und die Uebersandung des Weges zum Betrage
von 11,688 Thlr. auf ihre Kosten übernimmt.

Es kam zur Berathung Antrag 86:
der Landtag wolle zur Anlegung einer Chaussee von
Hooksiel nach der Mariensiel-Heppenser-Chaussee 25,MO
Thlr. für 1869 bewilligen.

Abg. Cammann: Da der Amtsbezirk Jever bisher bei
den Chauiseebanten im Verhältniß zu den anderen Landesthei-
len zu kurz gekommen sei; da die Chaussee nach Horumersiel
schon in diesem Jahr vollendet werde, so dürfe es angemessen
und billig erscheinen, mit dem Chausseebau im Kniphäusischen
nicht erst in: Jahre 1869, sondern schon im Jahre 1868 zu
beginnen, wozu Mittel verfügbar sein würden, da in dem er¬
sten Jahre nur Erdarbeiten vorzunehmen seien, welche wenig
kosteten.

Er stelle deshalb den Antrag:
„der Landtag wolle beschließen, Großherzogliche Staats-
regieruug zu ersuchen, den Chausscebau in der vorma¬
ligen Herrschaft Kniphauseu um 1 Jahr zu erfrühen."

Ministerv. Berg: Die Staatsregierung habe die für

den Chausseebau zu verausgabende Summe erst für das Jahr
1869 vorgesehen mit Rücksicht auf die übrigen Chausseeanla¬
gen. Ob es thnnlich die Anlage zu versuchen, erscheine zwei¬
felhaft. Der Antrag sei jedoch ohne Bedeutung, da, wenn ein
früherer Beginn nicht möglich, doch erst im Jahre 1869 ge¬
baut werde.

Der Abg. Cammann  habe gesagt, Jever sei in Bezie¬
hung auf die Chausseebauten zu kurz gekommen. Wenn der
Abgeordnete die Verhandlungen der früheren Landtageverfolgt hätte,
so werde er gesehen haben, daß der Landtag der Ansicht sei,
gerade Jever sei bevorzugt.

Die Staatsregierung habe übrigens bei allen Chaussee-
bau-Anträgcn auf dem Boden einer gerechten Verthcilung ge¬
standen.

Abg. Cammann: Er habe die Voranschläge seit dem
Jahre 1853 bis incl. 1866 eingesehen und gefunden, daß wäh¬
rend dieser Zeit zum Chausscebau für Stad- und Butjadinger-
land 617,000 Thlr. , dagegen für Jeverland nur 275,000
Thlr. bewilligt worden seien. Das scheine ihm doch kein rich¬
tiges Verhältniß zu sein.

Der Antrag 86 wurde mit dem Zusatze des Abg. Ca m-
mann angenommen.

Antrag 87:
der Landtag wolle die Petition aus Hooksiel und Um¬
gegend der Großherzoglichen Staatsregierung zur ge¬
eigneten Berücksichtigung übergeben,

wurde angenommen.
Antrag 88:

der Landtag wolle über die Petition zur Tagesord¬
nung übergehen.

Abg. Cammann: Ueber die Richtung der Chaussee
durch die ehemalige Herrschaft Kniphausen seien die Eingesesse¬
nen derselben sehr verschiedener Ansicht, einige wollten die Rich¬
tung auf Schaar, andere den Anschluß an die Chaussee Sande-
Jever.

Es dürfe daher zweckmäßig und in der Billigkeit begrün¬
det sein, sämmtliche, die Richtung der Chaussee betreffende Pe¬
titionen der Großherzoglichen Staatsregierung zur geeigneten
Berücksichtigung zu empfehlen, demnach nicht, wie der Aus¬
schuß beantragt habe, über die in dem Anträge 88 erwähnte
Petition zur Tagesordnung überzngchen, zumal, da der Aus¬
schuß selbst erklärt habe, nicht in der Lage zu sein, in die
Frage über die zweckmäßigste Richtung der Chaussee einzutrcten.

Er steile daher den Antrag:
„der Landtag wolle die in dem Anträge 88 erwähnte
Petition der Großherzoglichen Staatsregierung zur ge¬
eigneten Berücksichtigung übergeben."

Berichterstatter Abg. Bartel : Er habe nichts gegen die
Annahme dieses Antrags, lege indeß für seine Person kein
Gewicht darauf.

Abg. Ahlhorn: Er sei mit dein Anträge des Abg.
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Cammann  nicht einverstanden. Im Ausschutzberichte heitze
es, daß einige Mitglieder des -Ausschusses der Ansicht seien,
datz die gerade Richtung der Chaussee auf Heppens die ange¬
messenste und deshalb sei der Antrag 87 gestellt. Wenn man
nun den Antrag des Abg. Cammann  annehme, gerathe man
mit Antrag 87 in Widerspruch.

Abg. Russell: Er kenne die lokalen Verhältnisse nicht,
glaube aber, daß es nur eine gerechte Würdigung beider Pe¬
titionen sei, wenn man sie gleichmäßig behandle. Man em¬
pfehle dann keine, sondern überlasse die Entscheidung der Staats¬
regierung, weil man keinen Einblick in die Verhältnisse habe.

Ministerv. Berg : Anträge dieser Art seien von ihm
stets dahin aufgefaßt, daß es sich darum handle, in die Hand
der Staatsregierung das Material zur Entscheidung zu geben.
Der Landtag habe anerkannt, daß eine Discussion um bestimmte
Richtungen der Chausseen nicht Sache des Landtags sondern
Vcrwaltungssache fei. Dies sei richtig, denn der Landtag könne
unmöglich einen Beschluß fassen, welche Richtung die beste sei.
Die Staatsregierung aber gebe die Entscheidung nicht nach
Specialinteressen, sondern von der Rücksicht aus das allgemeine
Interesse geleitet.

Berichterstatter Abg. Bartel : Gegen den Abg. Ahl¬
horn  müsse er bemerken, daß der Ausschuß in eine Entschei¬
dung über die Richtung der Chaussee nicht eingetreten sei, nur
einige Mitglieder desselben hätten ihre Meinung darüber er¬
klärt, welche Richtung sie für die beste hielten.

Abg. Brader : Er trete der Ansicht des Abg. Russell
bei. Dadurch, datz man beide Anträge zur Berücksichtigung
übergebe, greife man in die Sache nicht ein.

Abg. Ahlhorn: Es sei oft passirt, datz man Anträge
über die Richtung von Chausseen verhandelt habe. Da würde
man nach der Ansicht des Abg. Russell  auch keine Einsicht
gehabt haben und hätte weder für die eine noch für die an¬
dere Richtung stimmen können.

Abg. Russell: Wenn er für den einen oder für oen
andern Airtrag gestimmt habe, so werde er wohl seine Gründe
dazu gehabt haben.

Wenn der Landtag nicht in der Lage sei, nach bestimm-
* ten Chaussecgesetzen zu entscheiden, so müsse er immer gleich¬

mäßig verfahren.
Abg. Cammann: Wenn der Ausschuß selbst in dem

Berichte sage, daß er mcht in der Lage sei, über die zweck¬
mäßigste Richtung der Chaussee zu entscheiden, so müsse eine
Petition wie die andere behandelt werden.

Der Antrag des Abg. Cammann  wurde angenommen,
und damit Antrag 88 wegfällig.

Die Abstimmung über Antrag 89:
der Landtag wolle zur Anlegung einer Chausseeverbin¬
dung von Heubült bezw. Schweiburg mit der Halte¬
stelle in Jaderberg 9850 Thlr. für 1867, 22,000
Thlr. für 1868 und 20,000 Thlr. für 1869 bewilli¬
gen, unter der Bedingung, daß die betheiligten Ge¬

meinden für diese Finanzperiode die zu 29,700 Thlr.
veranschlagten Leistungen übernehmen,

wurde ausgesetzt.
Die Anträge:

Nr. 90:
der Landtag wolle die obgedachten Petitionen Groß¬
herzoglicher Staatsregierung zur geeigneten Berücksich¬
tigung übergeben,

und Nr. 91:
der Landtag wolle beschließen:

Großherzogliche Staatsregierung wird ersucht, da¬
hin zu wirken, daß da, wo das Bedürfmß sich hcraus-
stellt, passende Zmvegungen von den vorhandenen
Staatsstraßen zu den Eisenbahn-Haltestellen herge¬
richtet werden,

wurden angenommen.
lieber Antrag:

Nr. 92:
der Landtag wolle zur Erbauung einer Brücke über
die Hunte bei Huntebrück 33,500'Thlr. für 1867 be¬
willigen,

wurde die Abstimmung ausgesetzt.
Abg. Ahlhorn: Aus dem Voranschlags ersehe man,

daß Z. 74 gestrichen sei, damit sei aber eine der nothwendig-
sten Chausseen gestrichen, nämlich die von Schwei nach Stoll-
hamm. Er müsse sein lebhaftes Bedauern darüber aussprechen.

Abg. Ramien: Auch er bedauere den Ausfall, da es
nicht zu verkennen sei, datz diese Chaussee, welche den Verkehr
der Stadt Varel mit dem nördlichen Butjadingerlande vermittle,
eine der unentbehrlichsten sei. Er hoffe, daß sie dem nächsten
außerordentlichenLandtage vorgelegt werde.

Vorsitzender: Da kein besonderer Antrag gestellt fei,
werde in der Berathung fortgefahren.

Antrag Nr. 93:
der Landtag wolle zur Instandsetzung der Straße von
Varel nach dem Hafen bei Oldorf für den äußern
Wegebezirk der Stadt Varel eine Beihülse von 840
Thlr. für 1867 bewilligen.

Antrag Nr. 94:
der Landtag wolle zur Instandsetzung der Straße von
Varel nach den: Hafen bei Oldorf behuf deren Ueber-
nahme als Staatsweg für 1867 840 Thlr. bewilligen.

Abg. Ahlhorn: In der Begründung der Staatsregie¬
rung sei angeführt, datz für die fragliche Straße früher Weg¬
geld erhoben sei, und damit die Ausgaben gedeckt seien. Die
Weggelderhebung aber sei nach der neuen Wegeordnung weg¬
gefallen, und die Unterhaltung der längsten Strecke dieser Straße
falle jetzt dem ländlichen Bezirke der Gemeinde Varel zur Last.
Dieser habe sich an den vorigen Landtag um Abhülfe gewandt,
und der Landtag habe das Gesuch der Staatsregierung anheim
gegeben. Jetzt habe nun die Staatsregierung für Instandsetzung
der Straße 840 Thlr. verlangt und wolle dieselbe als Staats-
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weg übernehmen. Er möchte aber nicht für feine Person, daß
die Stadt Varel von dieser Uebernahme nach Art. 28 den
Nutzen zöge, daß sie von der Unterhaltung des in dieser Linie
fallenden Straßenzuges frei würde, da ihr schon viele Straßen
abgcnommen seien. Die betreffende Straße führe nach den
Hafenanstaltcn und sei hauptsächlich der Stadt Varel von Nutzen.

Um nun das Bedenken zu heben, daß die Stadt Varel
in Folge der Annahme der Position von ihren Verpflichtungen
sich befreie, stelle er den Antrag:

„dem Antrag 94 nachzufügen: „unter der Bedingung,
daß die Stadt Varel ans das ihr etwa nach Art. 28
der Wegeordnung zustehende Recht auf Uebernahme des
in dieser Linie fallenden Straßenznges als Staatsstraße
ausdrücklich vorher verzichte?

Berichterstatter Abg. Bartel : Früher im Ausschüsse sei
schon auf den vom Abg. Ahlhorn  vorgeschlagenen Ausweg
aufmerksam gemacht. Damals habe man ihn bedenklich gefun¬
den und deshalb zurückgezogen. Da er aber nun doch gestellt
sei, erkläre er dafür stimmen zu wollen.

Abg. Rüdebusch: Er werde für Antrag 93 stimmen,
fürchte aber, daß in Folge dieses Antrages viele Gesuche an
die Staatsrcgierung um Zuschuß gelangen würden. Er erlaube
sich deshalb den Zusatzantrag zu Antrag 93:

„demselben vor dem Worte: „bewilligen" einzusügcn:
„unter Berücksichtigung der belasteten Verhältnisse aus¬
nahmsweise."

Abg. Ahlhorn: Der Antrag 93 wolle dem äußern Wege¬
bezirk der Stadt Varel die 840 Thlr. bloß als Beihülfe geben.
Damit würden die Landleute aber nicht von der Verpflichtung
befreit, eine nach Staatsanstalten führende Straße zu unter¬
halten. Wenn die Stadt Varel allein die Verpflichtung hätte,
so würde er nichts dagegen haben, die äußern Bezirke aber
sollten davon frei sein. Dies sei durch seinen Antrag gewahrt.

Abg. Strackerjan II.: Im Ausschüsse sei der Antrag
des Abg. Ahlhorn  bedenklich gefunden, weil er eine spccielle
Ausnahme vom Gesetze bedinge. Derselbe scheine jedoch als
einziger Ausweg Anklang zu finden, und mich er erkläre sich
jetzt dafür.

Vorsitzender : Er schließe die Berathung und werde
zunächst den Antrag 93 zur Abstimmung bringen, dann den
Antrag 93 mit dem Verbesserungsantrag des Abg. Rüdcbusch,
dann den Antrag 94 und endlich den Antrag 94 mit dem
Verbesserungsantrag des Abg. Ahlhorn.

Abg. Strackerjan III. zur Fragestellung: Diese Folge
sei unzweckmäßig, da er z. B. für den Antrag 94 sei, wenn
dieser aber abgelehnt werde, doch für den Antrag 93 stimmen
würde.

Vorsitzender : Nach seiner Ansicht seien zunächst die
Hauptanträge zur Abstimmung zu bringen, dann die Zusatzan¬
träge. Der Antrag 93 aber sei zuerst zu nehmen, weil er am
meisten von dem Urantrage, dem Anträge der Staatsregierung
abwiche. ,

Abg. Strackerjan II. : Er glaube, daß Jeder seine An¬
sicht am besten bei der Abstimmung zur Geltung bringen könne,
wenn erst über Antrag 94, dann über den Ahlhornschen,
dann über 93 und dann über den von Rndebusch  abge¬
stimmt werde.

Abg. Selkmann II.: Er sei im Allgemeinen mit der
Ansicht des Abg. Strackerjan II. einverstanden. Unter Um¬
stünden bewillige aber der Antrag Ahlhorns  nicht so viel
als Antrag 93, wenn nämlich Varel die Bedingung nicht An¬
gehen wolle. Er glaube deshalb, daß es sich empfehle, über
Antrag 93 zuerst abzustimmen, aber unter Vorbehalt, daß die
in Antrag 94 beantragte Bewilligung wcgsällig werde.

Vorsitzender : Er halte die vom Abg. Strackerjan
II. vorgeschlagene Reihenfolge nunmehr für die zweckmäßigste.

Abg. Paucratz : Dieselbe sei gegen die Geschäftsordnung,
da der Antrag 93, als am weitsten von der Regierungsvorlage
entfernt, zunächst zur Abstimmung gelangen müsse.

Abg. Ahlhorn: Der Norreoner habe Recht, aber, wenn
der Landtag zustunme, könne von der Geschäftsordnung abge¬
wichen werden.

Vorsitzender : Wenn die Versammlung damit einver¬
standensei, werde er die Abstimmung, wie vom Abg. Strackcr-
j anII. vorgeschlagen, vornehmen. Die spätem Anträge würden
dann nur zur Abstimmung kommen, wenn die vorhergehenden
abgelehnt seien.

Es erhebt sich kein Widerspruch.
In der Abstimmung wurde Antrag 94 abgelehnt. Ueber

den Antrag 94 mit der Ahlhornschen  Verbesserung entstand
Stimmengleichheit. Die Abstimmung mußte deshalb ausgesetzt
werden, um in der folgenden Sitzung wiederholt zu werden.

Antrag Nr. 95:
der Landtag wolle als Zuschuß zum Bau einer Brücke
über die Arie zwischen Nordloh und Barßel 400/g der
Kosten bis höchstens 2000 Thlr. für 1867 unter der
Bedingung bewilligen, daß der Brückenbail nach einem
die Interessen der Schifffahrt und des Schiffsbaus be¬
rücksichtigenden und von der Regierung genehmigten
Riß und Bestick ausgeführt werde,

wurde angenommen.
Die Abstimmung über Alltrag

Nr. 96:
der Landtag ivolle an sonstigen Zuschüssen 1700 Thlr.
für 1867 und jährlich 500 Thlr. für 1868/69 be¬
willigen,

Nr. 97:
der Landtag wolle zu den Kosten der Visitation der
Behörden für 1867/69 jährlich 200 Thlr. bewilligen,

Nr. 98:
der Landtag wolle zur Erhaltung der Denkmale des
Alterthums für 1867/69 jährlich 20 Thlr. bewilligen,

Nr. 99:
der Landtag wolle all Vergütung für die Verwaltung
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des Wangerooger Vogtsdienstes und zur Sicherung einer
regelmäßigen Communication mit der Insel Wangerooge
für 1867/69 jährlich 260 Thlr. bewilligen,

Nr. 100:
der Landtag wolle zu den Geschäftskosten der Commission
zur Untersuchung der Dampfkesselanlagenfür 1867/69
jährlich 1000 Thlr. bewilligen,

Nr. 101:
der Landtag wolle zur Unterstützung der noch nach dem
Festlande tibergesiedelten Wangerooger für 1867/69
jährlich 1000 Thlr. bewilligen,

Nr. 102:
der Landtag wolle zur Unterstützung des Stenographen-
Vereins in Oldenburg für 1867/69 jährlich 20 Thlr.
bewilligen,

Nr. 103:
der Landtag wolle zu Renumerationen der Beobachter-
meteorologischer Stationen für 1867/69 jährlich 300
Thlr. bewilligen,

wurde ausgesetzt.

Antrag Nr. 104:
der Landtag beschließe: Großherzogliche Staatsrcgierung
wird ersucht zu veranlassen, daß die auf den verschiede¬
nen Stationen gemachten meteorologischen Beobachtungen
von Zeit zu Zeit veröffentlicht werden,

wurde angenommen.

Schließlich wurden die Anträge1—5, 8—15, 17—19,
21, 22, 25—33, 35—39, 41—45, 48—61, 64—71, 73—78,
80—85, 89, 92, 96—103 angenommen.

Zur Berathung über den übrigen Theil des Berichts wurde
die Sitzung auf den 22. d. M. Morgens 11 Uhr angesetzt.

Schluß der Sitzung Nachm. 1 Uhr.

Der Berichterstatter

Pancrah.
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